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Abend ⸗Ausgabe. 


Montag, den 19. April 1880. 


Stettin, Kirchplatz Nr. 3. 


Dentſcher Reichstag. 
32. Sitzung vom 17. April. 


Präſident Graf Arnin eröffnet die Sitzung 
um 11 Uhr 30 Minuten mit geſchäftlichen Mit⸗ 


theilungen. 


An neuen Vorlagen ſind eingegangen: eine 
Ueberſicht des Standes der franzoͤſiſchen Kriegs⸗ 
koſten-Entſchädigung, und der Geſetzentwurf betref⸗ 
fend die Abänderung des Artikels 4 des Münzge⸗ 


feßes von 1873. 
Tagesordnung: 


Zweite Berathung des Entwurfs über die Ver⸗ 


längerung des Sozialiſtengeſetzes. 
Der Referent 


ſchen Abgeordneten geſtellten Anträge (welche Abg. 


Haſſelmann nicht mit unterzeichnet hat) involviren 
eine völlige Negation des Geſetzes, jo daß mit An⸗ 
nahme derſelben nur ein Schneckenhaus übrig blei- 
ben würde. Darauf brauche man kaum zu erwidern, da 
das Prinzip des Geſetzes als berechtigt doch von 
Die von den 


allen anderen Seiten anerkannt ſei. 
Abgg. Sonnemann und von Ludwig geſtellten An⸗ 
träge würden erſt bei den Paragraphen, zu welchen 
fie geftellt find, zu erörtern ſein. 

Ueber die Art der Diskuſſion erhebt fi eine 
längere Geſchaftsordnungs - Debatte, indem Abg. 
Freiherr v. Minnigerode beantragt, die von 


den Sozialiſten geſtellten Anträge, welche alle die⸗ 
ſelbe Tendenz haben, das Geſetz überhaupt zu ver⸗ 


werfen, auf einmal zu diskutiren, alſo die 88 1, 


2, 5, 6, 22, 24, 26 und 27 zugleich zur Debatte 


zu ſtellen, demnächſt die 88 9, 13, 28 mit den 
vom Abg. Windthorſt geſtellten Anträgen zu ver⸗ 
binden und ſodann die Anträge Sonnemann und 
von Ludwig zu erörtern. Dieſer Modus würde 
die Debatte erleichtern und abkürzen. 

Abg. Bebel proteſtirt gegen dieſen Antrag. 
Seine Freunde hätten eine Fülle von Beſchwerden 
vorzubringen. Auf Jahre hinaus ſolle ſeine Partei 
mundtodt gemacht werden, und da fie ſonſt keine 
Gelegenheit habe, ihre Klagen vorzubringen, ſo habe 
ſie dieſe Form der Anträge gewählt, um wiederholt 
zum Wort zu kommen. Er appellire an das Ge⸗ 
rechtigkeitsgefühl des Hauſes. 
den Worten hinreißen läßt, das Gefühl der Gleich- 
heit vor dem Geſetze jei bei der Majorität völlig 
abgeſtumpft, wird er für dieſe Beleidigung des Hau⸗ 
ſes vom Präſidenten Grafen v. Arnim zur Ord⸗ 
nung gerufen. 

Die Abgg. Dr. Las ket und Dr Hänel 
bekämpfen den Antrag von Minnigerode. Derſelbe 
verletze die Parität. 

Abg. Stumm führt unter dem Beifall des 
Hauſes aus, daß die Anträge der ſozialdemokrati⸗ 
ſchen Abgeordneten in der Sache ſelbſt auf die Auf⸗ 
hebung des Sozialiſtengeſetzes hinzielten. 
Einzelnen dieſer Abgeordneten Gelegenheit zu ge⸗ 
ben, eine lange Rede zu halten, werde von der 
Partei künſtlich die Form gewählt, den Antrag auf 
Aufhebung bezüglich jedes einzelnen Paragraphen 
dieſes Geſetzes zu ſtellen. Wie er daher einerſeits 
glaube, daß das Haus einem ſolchen künſtlichen 


Modus nicht zuſtimmen könne, ſo ſei er doch an⸗ 


dererſeits überzeugt, daß die Gründlichkeit der Be⸗ 
rathung durch die Form, wie ſie der Abg. Freiherr 
von Minnigerode vorgeſchlagen, nicht beeinträchtigt 
werde. Die Beſchwerden dieſer Herren anzuhören, 
habe das Haus um ſo weniger Veranlaſſung, als 


dadurch gerade die von dem Geſetze angeſtrebte Ten ⸗ 


denz illuſoriſch gemacht würde. 
für den Antrag von Minnigerode. 

Abg. v. Kleiſt⸗Reß ow bemerkt, daß die 
Sozialiſten durch ihre Anträge nur beabſichtigten, 
die Debatte in die Länge zu ziehen. 
die Majorität nicht zu dulden. 
ſchon zu viel Ehre, wean man ihre Anträge auf 
einmal nach dem Antrag von Minnigerode diskutire, 
für den er zu ſtimmen bittet. 

Abg. Ur. Windthorſt titt ebenfalls für 
dieſen Antrag ein. 

Der Antrag von Minnigerode wird darauf 
angenommen. 

Abg. Wiemer vertheidigt ſeinen Antrag, 
$ 1 des Sozialiſtengeſetzes, der die ſozialdemokratl⸗ 
ſchen, ſozialiſtiſchen und kommuniſtiſchen Vereine ver⸗ 
bietet, wiederaufzuheben. Nach dieſem Paragraphen 
ſoll bekanntlich die Auflöſung der Vereine erfolgen, 


Er ſtimme daher 


der Kommiffion, Abg. Dr. 
Marquardſen, beruft ſich auf den von dieſer 
erſtatteten gedruckt vorliegenden Bericht; derſelbe 
verbreite ſich auch über die vom Abg. Windthorſt 
geſtellten Anträge; die 7 von den ſoztaldemokrati⸗ 


Da Redner ſich zu 


Um jedem 


Das brauche 
Denſelben geſchehe 


wenn ihre Tendenz auf den Umſturz beſtehender 
Staats- und Geſellſchaftsordnungen hinausläuft. 
Lopalt Ausführung dieſer Beſtimmung it uns wic- 
derholt verſprochen worden, aber man hat dieſts 
Verſprechen nicht gehalten. Das Einzige iſt, daß 
die von der Reichs⸗Kommiſſion für begründet erach⸗ 
teten Beſchwerden abgeſtellt worden find ; in Bezug 
auf die Auflöſung von Vereinen hat die Kommiſ⸗ 
fion. keine einzige der Beſchwerden für begründet an ⸗ 
geſehen. Als Polizeigeſez hat das Geſeßz gewirkt, 
als Rechtsgeſetz iſt es wenigſtens uns gegenüber 
nicht zur Anwendung gekommen. Ferner {ft uns 
von denen, die dem Geſetz zur Annahme verholfen 
haben, iſt uns ſogar vom Grafen zu Eulen ⸗ 
burg zugeſichert worden, daß nur jene genannten 
Beſtrebungen getroffen werden ſollten; aber nichts 
davon if in Erfüllung gegangen. Man hat nicht 
nur Wahlvereine, ſondern ſelbſt Konſumvereine auf⸗ 
gelöſt, bloß weil ſich zufällig einige Sozialdemokra⸗ 
ten in denſelben befanden. Ich bin aber überzeugt, 
wenn wir auf Grund eines Ausſpruches des Reichs ⸗ 
kanzlers in Vereinen ausſchließlich Beſtrebungen 
jener Art fördern, jo würden wir doch aufgelöft, 
weil dann die Formel in Betreff der auf Umſturz 
gerichteten Beſtrebungen ſofort wieder in Kraft träte. 
Man hat alſo in dem Eifer der Willkür ſogar 
Vereine aufgelöſt, die früher als die beſte Gegen- 
wehr gegen ſozialiſtiſche u. ſ. w. Tendenzen dem 
Arbeiter gepriefen wurden, und nicht lange wird es 
dauern, ſo kommt eine Maſſe Petitionen an dieſes 
Haus, die die Abſchaffung ſämmtlicher Konſumver⸗ 
eine verlangen, weil die Bourgeoiſie fi durch ſie 
gefährdet glaubt. Bei der Auflöſung von Vereinen 
hat man ſich oft nicht einmal dazu herbeigelaſſen, 
Gründe anzugeben und ebenſo hat die reinſte Will⸗ 
für bei dem Verbot und der Auflöfung von Ver- 
ſammlungen geherrſcht. Man hat uns ſogar verhin⸗ 
dert, unſeren Wählern über unſere Thaͤtigkeit Be⸗ 
richt zu erſtatten. Nach der Unterdrückung unſerer 
Blatter iſt von uns häufig der Verſuch gemacht 
worden, die Geſchäfte fortzuführen; aber die Po⸗ 
lizei erklärte jedes neue Unternehmen einfach für 
eine Fortſetzung des alten und unterdrückte es. In 
einem Falle wurde als Grund angegeben, daß das 
neue Blatt mit denſelben Lettern wie das frühere 
gedruckt ſei. In geradezu unverantwortlicher Weiſe 
iſt die Polizei — und auch hier hat ſich die ſäch⸗ 
ſiſche Polizei beſonders hervorgethan — gegen die 
Drucker vorgegangen; man ſchloß ihnen nicht. die 
Werkſtätten, aber man entzog ihnen die Beſugniß 
zum Handel mit Druckſchriften und ruinirt fie da⸗ 
durch langſam aber ſicher. Troß aller dieſer Be⸗ 
drückungen und Ungeſetzlichketten find wir aber nicht 
geſonnen, uns durch dieſes Geſetz beugen und aus⸗ 
einanderjagen zu laſſen; wir werden trotz dieſes 
Geſetzes fortfahren, unſere Beſtrebungen zu fördern. 
(Hört, hört!) Die Urteile, die auf Grund dieſes 
Geſetzes gefällt find, werden vielleicht dem Abg. 
Reichenſperger (Olpe) Recht geben, der ſelner Zeit 
ſagte, die Wirkung des Geſethes werde das An⸗ 
ſehen der Gerichte diskredikiren und dieſelben demo⸗ 
raliſtren. Es gab eine Zeit, wo die Herren vom 
Centrum von dieſem Geſetz nichts wiſſen wollten, 
wo Herr Windthorſt dem Abg. Dr. Lucius ſagte, 
das Geſetz bedeute die Willkür, und die wolle das 
Centrum nicht unterſtützen. Jetzt haben die Herren 
Windthorſt und von Hertling ſich mit dem Geſetz 
einverſtanden erklärt, weil es nicht gegen die Cen⸗ 
trumspartei angewendet worden wäre; ſie wollen 
alſo jetzt die Willkür unterflügen. Es iſt eine 
ſchöne Sache um Mannesworte, aber doppelt trau- 
rig, wenn fie nicht gehalten werden. Ich erſuche 
Sie, lehnen Sie den 8 1 des Geſetzes vom 21. 
Oktober 1878 ab! Gelächter.) 


Abg. Freiherr Langwerth von Sim- 
mern (Welfe) findet, daß die Gemeingefährlichkeit 
der Sozialdemokratie beſonders auch in ihrer anti⸗ 
kirchlichen Richtung liege. Wolle man zur Reli⸗ 
gioſität zurückkehren, ſo müſſe man zuerſt der So⸗ 
zialdemokratie entgegenarbeiten. Er erinnere an die 
Worte und die Schriften von Moſt. Er erinnere 
aber auch zugleich wieder daran, daß man ſich die 
Sozialdemokratie in den 60er Jahren von Oben 
her großgezogen, daß man dort Laſſalle und ſeine 
Bewegung unterſtützt habe. Ich glaube alſo, daß 
die Regierung ſchuld iſt an dem Umfange, den die 
Sozialdemokratie angenommen hat, und wir müſſen 
jetzt bemüht ſein, uns vor ihr zu ſchützen. Nicht 
die Verſchärfungen der Geſetze werden uns nützen 
— wir müſſen im Gegentheil auch den Sozial- 
demokraten einen gewiſſen freien Spielraum laſſen —, 


richtung des religiöſen Lebens. 


laſſen. 
Abg. Haſenclever: 


was wir, gejäet hätten. 


erträglicher gemacht durch ſolche Geſetze. 


„Berliner Tagespoſt“; auch dieſes Blatt wurde als 


Verleger deshalb beſtraft. 
ſchien ein neues Blatt, die „Berliner Nachrichten“; 


„Tagespoſt“; das Gericht hat aber erkannt, daß es 
keine Fortſetzung war, und ſprach den Verleger nach 
4 Monaten frei. Inzwiſchen war aber der Zweck 
der Polizei erreicht und der Verleger ruinirt. Ob 
aber nicht die ſogenannte „gute Preſſe“ mehr zu 
der Erbitterung des Volkes beigetragen hat? — 
Sozialiſtiſche Beſtrebungen find aber nicht immer 
und in jedem Falle ſtrafbare Handlungen; ſelbſt die 
Reichsregierung betreibt ja ſoztaliſtiſche Beſtrebun⸗ 
gen, indem fie ein Geſet zur Ausdehnung des 
Haftpflichtgeſetzes Ihnen zur Annahme vorlegt. Es 
kam aber den maßgebenden Kreiſen darauf an, daß 
das Volk mundtodt gemacht werde. Das geht aus 
den Entſcheidungen der Beſchwerdekommiſſton klar 
hervor, die ſchon ein neues ſtrafbares Moment darin 
erblicken will, wenn man Beſchwerden über die Aus⸗ 
führung des Sozialiftengejeges zum Ausdruck bringt. 
Und doch beruft man ſich ja oft genug von Seiten 
der Regierung darauf, daß über dieſen oder jenen 
Beſchwerdegegenſtand „keine Klagen aus den bethei⸗ 
ligten Kreiſen laut geworden“ ſeien, wenn man eine 
Beſchwerde als unbegründet hinſtellen will. — Eine 
merkwürdige Auffaſſung zeigte auch die Lelpziger 
Bezirkshauptmannſchaft in der Begründung eines 
Verbotes, indem fle ausſprach, daß ein Artikel, der 
in einem anderen nicht ſozialiſtiſchen Blatte geſtan⸗ 
den, „mit einer gewiſſen Genugthuung“ abgedruckt 
worden ſel; es war aber kein einziges Wort dazu 
bemerkt; der Artikel war pure abgedruckt. Auch 
mir iſt ein Blättchen, „Das Lämplein“, ein humo⸗ 
riſtiſch⸗ſatiriſches Wochenblatt, verboten worden. 
Aber wenn Sie jemals das Blatt geſehen hätten, 
fo würden Sie über die Harmloſigkeft deſſelben ge⸗ 
ſtaunt haben. Es wurde von vielen Seiten als 
„viel zu milde“ bezeichnet, aber trotzdem wurde es 
verboten. — Redner weiſt nech auf viele Blätter 
hin, welche verboten worden ſeien und ſucht nach⸗ 


enthalten. 
daß andere Literatur, die die Sitten und den Ge⸗ 
ſchmack des Volkes verderbe, ungehindert erſcheinen 
könne. Wenn die Behörden hier den Hebel an⸗ 
ſetzten, würden fie eine ungleich ſegensreichere Thä⸗ 
tigkeit entfalten und der Geſellſchaft mehr dienen 
können, als mit der zelotiſchen Verfolgung alles 
Deſſen, was mit Sozialdemokraten oder Sozial- 
demokratie in Verbindung ſtehe oder gebracht werde. 
Schließlich müſſe ja doch ſo oder ſo eintreten, 
was der Finanzminiſter Bitter oder Graf Eulen⸗ 
burg in der Beſchwerdekommiſſton auch anerkannt 
hat: der Umſturz der heutigen nicht mehr haltbaren 
Geſellſchaft! 

Abg. Dr Hänel: Mir und meiner Partei 
find, ganz abgeſehen von der prinzipiellen Bedeu⸗ 
tung des Geſetzes, namentlich die Ausführungen 
deſſelben höchſt bedenklich geweſen. Die Illuſtration, 
welche die Herren ſozialdemokratiſchen Redner gege⸗ 
ben, zeigt, daß man weit über den Rahmen hinaus 
gegangen iſt, welchen wir dem Geſetze gegeben ha⸗ 
ben. Wir haben es vorausgeſagt, daß die Poltzei⸗ 
willkür an Stelle der objektiven Erwägung treten 
werde. Dies iſt nun eingetroffen. Ich und meine 
Partei werden in Konſequenz unſerer bisherigen 
Stellung zu dieſem Geſetz auch für die ſozialdemo⸗ 
kratiſchen Amendements ſtimmen. 

Abg. Fritzſche: Bei Berathung des Ge⸗ 
ſetzes wurde uns zugeſſchert, daß daſſelbe mit Loya⸗ 
lität gehandhabt werden würde. Die Erfahrungen 
aber, die ich ſeit Inkrafttreten des Geſetzes gemacht 


ſondern ganz beſonders die Pflege und Wiederauf⸗ 
Wir müſſen auf 
geiſtigem und auf geiſtlichem Gebiete der Sozial- 
demokratie entgegentreten, wenn wir etwas erreichen 
wollen, und dürfen hierin kein Mittel unverſucht 


Der Herr Vorred⸗ 
ner meinte, das Geſetz ſei die Konſequenz deſſen, 
Die Sozialdemokratie iſt 
aber doch nur eine Ausgeburt unſerer heutigen un⸗ 
gerechten Zuſtände, und dieſe werden nur noch un⸗ 
In dieſer 
Beziehung weiſe ich darauf hin, wie man mit un⸗ 
ſeren Blättern verfahren iſt. Als die „Berl. Freie 
Preſſe“ verboten wurde, erſchlen andern Tages die 


Fortſetzung der „B. Fr. Pr.“ verboten und der 
Nach vier Wochen er⸗ 


auch dieſe wurden verboten als eine Fortſetzung — 
nicht der Berl. Fr. Pr.“, ſondern der verbotenen 


zuweiſen, daß dieſelben nie etwas Staatsgeführliches 
Schließlich weiſt er noch darauf hin, 


habe, machen mich irre, was denn eigentlich Loya⸗ 


lität iſt. Man hätte doch wenigſtens den Boden 
des Rechts nicht verlaſſen ſollen. Das iſt aber 
vielfach geſchehen. Ohnehin hat man durch die 
Gewerbegeſetzgebung Inſtilutionen eingeführt, welche 
den Arbeitnehmer dem Arbeitgeber preisgeben. Aber 
es war uns durch dieſes Geſetz wenigſtens das 
Koalitionsrecht gewahrt. Durch das Sozialiſten⸗ 
geſetz iſt uns auch dieſcs Recht genommen. Daß 
man uns irgend einmal dieſes Recht ſchmälern 
würde, das hatten wir vorausgeſehen, daß man 
uns aber auch die anderen Unterſtützungen der Ar- 
beiter, die Hülfe- und Krankenkaſſen, nehmen würde, 
das hätten wir nicht geglaubt. Man hat vorge⸗ 
ſchützt, daß dieſe Gelder zu Zwecken der Sozial; 
demokratie benutzt werden würden, und daß Sozial; 
demokraten an der Spitze dieſer Kaſſen ſtänden. 
Wie ſehr durch dieſe Unterdrückungen die Intereſſen 
der Arbeiter geſchödigt werden, das brauche ich 
wohl kaum zu ſagen. Wir Führer der Sozial- 
demokratie haben uns dagegen gewehrt, daß die 
Gewerkvereine, welche die Kaſſen verwalteten, zu 
politiſchen Zwecken benutzt würden. Das half uns 
nichts. Die Krankenkaſſen wurden aufgelöft! Das 
ſind die politiſchen Folgen des Sozialiſtengeſetzes. 
Heute kann der kranke Arbeiter keine Unterſtützung 
empfangen. Eine ſolche Anwendung des Geſetzes 
kann ich eine loyale nicht nennen. Durch dieſe 
Maßregeln, ſchließt der Redner, können Sie die 
Sozialdemokratie nicht beſeltigen, ſondern nur 
fördern. 

Ein Antrag auf Schluß der Diskuſſton wird 
angenommen, und hierauf die Anträge Wiemer, 
Auer, Haſenclever und Bebel auf Streichung reſp. 
der 58 1, 11, 16, 22, 23 und 24 gegen die 
Stimmen der Sozialdemokraten und der Fortſchritte⸗ 
partei abgelehnt. 

Die Anträge Fritzſche und Liebknecht auf Strei- 
chung der SS 2 reſp. 9, 26 und 27 waren vom 
Abg. Bebel in Ausführung ſeiner oben mitgetheilten 
Andeutung zurückgezogen worden. 

Die Diskuſſlon wendet ſich nunmehr zu den 
Anträgen des Abg. Windthorſt. 


Derſelbe ſchlägt zunächſt vor, den § 8 dab ln 
zu ändern, daß Beſchwerden über ergangene Ver⸗ 
bote an das Reichsgericht (nicht mehr an die Reichs 
kommiſſton) zu richten jeten, welches über das Vor⸗ 
handenſein der thatſächlichen Vorausſetzungen zu 
erkennen hat. Die B'ſchwerde ſoll binnen vier 
zehn Tagen nach der Zuſtellung der Verbotsverfü⸗ 
gung bei der Behörde angebracht werden, welche die⸗ 
ſelbe erlaſſen hat. f 

Abg. Dr. Windthorſt: Die Verwerflich⸗ 
keit der ſozialdemokratiſchen Beſtrebungen wird von 
allen Parteien anerkannt, nur über dle Methode 
der Bekämpfung derſelben herrſcht eine Memungs⸗ 
verſchiedenheit. Das vorliegende Geſetz enthält le⸗ 
diglich Praſervativmaßregeln. Wir haben ſchon 


früher erklärt, daß dieſer Weg nicht der richtige 


ſei. Die Erfahrung hat uns von dem Gegentheil 
nicht überzeugt. Ich gebe zur Bekämpfung dieſer 
Ween dem Spfleit unſerer Stammes genoſſen, der 
Engländer, den Vorzug, ihnen in Vereinen und 
Verſammlungen entgegenzutreten. Jene find“ der 
Ueberzeugung, daß die Wahrheit über den Unſinn 
ſiegen werde. (Heiterkeit.) Ich bin der Anſicht, 
daß die ganze Bewegung ſich nach England zurück⸗ 
gezogen hat, daß ſie von London geleitet wird 
(Widerſpruch), und daß die hieſigen Sozialdemokra⸗ 
ten nur die Handlanger ſeien. (Dieſer Ausdruck 
wird vom Präſidenten, weill auf Mitglieder des 
Hauſes angewendet, gerügt. Abg. Haſenklever ruft: 
Handlanger von Rom!) Ich kann alſo auch heute 
nicht für das Geſetz ſtimmen. Allerdings iſt wenig 
Aus ſicht vorhanden, daß das Geſetz im Weſentlichen 
verändert werde. Dies hat uns nicht abgehalten, 
eine, Reihe von Anträgen zu ſtellen. Man hat ge- 
glaubt, das Geſetz dadurch zu mildern, daß man 
die Dauer des Geſetzes verkürzt wiſſen wollte. Wer 
aber glaubt, daß die Zeitdauer des Geſetzes von 
Wichtigkeit ſei, der irrt ſich gründlich. Das Sozia⸗ 
liſtengeſetz wird nicht früher außer Kraft treten, als die 
Sozialdemokratie von dem Erdboden verſchwindet. 
Da ich nun keine Hoffnung habe, daß das Geſetz 
aufgehoben werde, ſo habe ich mit meinen Freunden 
wenigſtens einen Antrag zu 8 8 geſtellt, welcher 
das gemeine Recht inſofern zur Geltung kommen 
läßt, als er die Beſchwerde beim Reichsgericht zu⸗ 
läßt. Durch dieſe gerichtliche Inſtanz werden die 
Beſchwerden der Vereinsvorſtände vom rechtlichen 
Standpunkte aus geprüft werden. Ich hoffe, daß 
auf dieſem Wege der Willkür die Spitze abgebrochen 
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kraten beim Beginn der Verſammlung auffordern 


Es bleibt uns kein anderes Mittel. 


werde. Unterdrücken läßt ſich die Sozialdemokratie 
nicht, man muß ihr die Nahrung entziehen. Sie 
muß bekämpft werden durch die Waffen des Geiſtes 
und durch die Hebung des religtöſen Bewußtſeins. 
Ich finde aber leider, daß ſtatt der früher verbrei⸗ 
teten ſozialiſtiſchen Schriften glaubensfeindliche 
Schriften in den Werkſtätten zirkuliren. Alſo nicht 
Polizeimaßregeln können uns helfen, ſondern die 
Handhabung des gemeinen Rechts, und deshalb bitte 
ich Sie, unſern Antrag anzunehmen. 

Abg. v. Kardorff: Es wird nicht be⸗ 
ſtritten werden können, daß das Geſetz ernüchternd 
auf die Sozialdemokratie, alſo wohlthätig gewirkt 
hat, ich begreife alſo nicht, weshalb Herr Abg. 
Windthorſt deſſen Abſchaffung will. Auch mit fei- 
nem Antrag kann ich mich nicht einverſtanden er⸗ 
Hären, weil das Geſetz keine Norm der Judicatur 
dem Reichsgericht bietet. Der Herr Abgeordnete 
hat poſttive Maßregeln gegen die Sozialdemokratie 
gefordert. Ich erinnere Sie aber an die dieſe 
Richtung verfolgenden Anträge des Abg. Stumm 
in gewerblicher Beziehung. Ich bitte Sie, den An- 
trag Windthorſt abzulehnen. (Beifall rechts.) 

Nach einem Schlußwort des Referenten Abg. 
Dr. Marquardſen wird derſelbe gegen die 
Stimmen des Centrums, der Fortſchrittspartei und 
der Sozialdemokraten abgelehnt. 

§ 9 behandelt das Verbot von Verſammlun⸗ 
gen, von denen durch Thatſachen die Annahme ge- 
rechtfertigt iſt, daß ſie zur Förderung ſozialdemo⸗ 
kratiſcher ꝛc. Beſtrebungen beſtimmt ſind. 

Abg. Windthorſt will dem Paragraphen 
folgenden Zufap hinzufügen: Auf Verſammlungen 
zum Betriebe der den Reichstag oder eine Landes ⸗ 
vertretung betreffenden Wahlangelegenheiten nach 
ausgeſchriebener Wahl erſtreckt ſich dieſe Beſchrän⸗ 
kung nicht. 

Abg. Windthorſt: Die Herren, welche 
dieſes Geſetz vertreten, müßten konſequenterweiſe die 
Theilnahme der Sozialdemokraten an unſeren Sitzun⸗ 
gen verhindern. Wollen Ste dies aber nicht, ſo 
müſſen Sie auch den Wahlverſammlungen kein Hin- 
derniß in den Weg legen. In dieſem Sinne bitte 
ich Sie, meinem Antrag beizutreten. 

Abg. Sonnemann: Die Ausführungs- 
beſtimmungen des Herrn Miniſters des Innern zum 
$ 9 des Geſetzes ließen erwarten, daß daſſelbe mit 
Umſicht und Vorſicht, daß es insbeſondere nur ge- 
gen die Sozialdemokraten angewandt werden würde. 
Leider kann ich nicht finden, daß die Polizei nach 
den milden Intentionen des Miniſters gehandelt 
hat, namentlich in der Richtung der Wahlverſamm⸗ 
lungen. Ich verweiſe auf Magdeburg, namentlich 
auf Chemnitz, wo eine Wahlverſammlung nach den 
erſten einleitenden Worten aufgelöſt worden iſt. Ich 
möchte den Herrn Miniſter fragen, ob er mit dieſer 
Ausführung des Geſetzes einverſtanden iſt. Wie 
verhält es ſich nun mit der Anwendung des Ge⸗ 


ſetzes gegen andere Parteien? Ich bin in der Lage, 


Ihnen ein Beiſpiel aus meiner perſönlichen Erfah⸗ 
rung mitzutheilen. (Redner berührt das bekannte 
Verbot einer Verſammlung der Volkspartei in Mün⸗ 
chen, das ebenfalls auf Grund des Sozialiſtenge⸗ 
ſetzes erfolgt ſei.) Auch hierüber erwarte ich eine 
Auskunft vom Bundesrathstiſch. Im weitern Ver⸗ 
lauf ſeiner Ausführungen wird Redner wiederholt 
vom Präſidenten zur Sache gerufen und erklärt ſchließ⸗ 
lich, daß er für das Amendement Windthorſt ſtim⸗ 
men werde, weil er darin wenigſtens einen ge⸗ 
ringen Schutz des Wahlrechts eines Theils der 
Wähler erblickt. 

Baieriſcher Bundesbevollmächtigter Ober - Re- 
gierungsrath Herrmann: Der von dem Abg. 
Sonnemann angeführte Fall iſt bereits der Gegen⸗ 
ſtand gerichtlicher Beſchwerde geworden. Eine Prü⸗ 
fung des Vorgehens der Münchener Polizei muß 
der Prüfung des gerichtlichen Inſtanzenzuges über⸗ 
laſſen bleiben. Ich wenigſtens als Vertreter der 
baieriſchen Regierung würde billig Anſtand nehmen, 
aus Achtung vor dem Rechte des Inſtanzenzuges 
hier ein beſtimmtes Urtheil über die Berechtigung 
eder Nichtberechtigung des Vorgehens der Münche⸗ 
ner Polizei abzugeben. Nur auf einen Punkt will 
ich eingehen, nämlich auf die polizeiliche Auflöſung 
der Verſammlung. Am 3. April war das Verbot 
der betreffenden Verſammlung ausgeſprochen wor⸗ 
den. Darauf begab ſich der Vorſtand der Volks⸗ 
partei in München zur Polizei und meldete eine 
neue Verſammlung an, indem er zu Protokoll er⸗ 
klärte, daß er die etwa erſcheinenden Sozlaldemo⸗ 


werde, den Saal zu verlaſſen. Dieſe Verſamm⸗ 
lung wurde nicht beanſtandet. Was geſchieht nun? 
Unter den 1000 erſchienenen Perſonen ſind 150 
Freunde der Volkspartei, 200 Neugierige, der Reſt 
zu / find Sozialdemokraten. Der Borfipende, 
anſtatt ſeinem Verſprechen gemäß dieſelben aufzu⸗ 
fordern, die Verſammlung zu verlaſſen, bittet fie 
nur, ſich möglichſt paſſiv zu verhalten. In das 
Bureau werden mehrere Sozialdemokraten gewählt. 
Wenn nun die Polizei dieſe Verſammlung auflöfte, 
ſo that ſie dies in der Ueberzeugung, daß dieſe Ver⸗ 
ſammlung identiſch ſei mit der am 3. April auf- 
gelöſten. Wenn die hohe Verſammlung auch glau⸗ 
ben ſollte, daß die Münchener Polizel Unrecht ge⸗ 
habt habe, ſo glaube ich doch, daß dies keinen 
Grund abgeben kann, die Vorlage abzulehnen. 
Abg. Bebel: Wir ſehen alje hieraus, es 
genügt nicht mehr, daß etwas Sozialdemokratiſches 
in der Verſammlung geſprochen wird, um ſie auf- 
zuheben oder zu verbieten; es genügt ſchon, daß 
Sozialdemokraten mit in der Verſammlung ſind. 
Nun, wenn das genügt, jo haben wir ja das beſte 
Mittel, um das Verſammlungsrecht, das Sie uns 
entzogen haben, auch Ihnen gründlich zu verderben, 
und wir werden von dieſem Mittel, ſo verzweifelt 
es auch iſt, den ausgiebigſten Gebrauch machen. 
(Bewegung.) 


a. O., Paſewalk, Pölitz, Pyritz, Ueckermünde, Meſche⸗ 
rin, Stettin I. und II. und Pommerensdorf. 


V. Bundes ⸗Bezirks, Herrn Steuerinſpektor Cuno, 
mit einer Begrüßung der anweſenden Kameraden 
eröffnet, Redner ſchloß mit einem Hoch auf Sr. 
Majeftät den Kaiſer. 
verleſenen Jahresbericht entnehmen wir, daß der 
Bezirk Anfang vorigen Jahres 55 Vereine mit Dich getrauen, 
circa 5190 Mitgliedern zählte, dazu treten bis ult. taugliches Dienſtmädchen aufzufinden?“ — 


Die Stimmung in Deutſchland if, was man auch] März d. J. 21 Vereine mit circa 1800 Mitglie- 
jagen möge, eine erbitterte; fie will ſich zum Aus⸗ 
druck bringen. 
von anderer Seite auf die Zunahme der Auswan⸗ 
derung hingewieſen, und würden Alle die Mittel 
haben, die Auswanderer würden nach Hunderttau⸗ 
ſenden zählen. 

ihm jeder Arzt: 
machen Sie Ihrem Aerger Luft! Dies iſt das ein⸗ 
zige Heilmittel; und was von dem einzelnen In⸗ 
dividuum gilt, gilt auch im Ganzen von der Ge⸗ 
ſellſchaft. 
weiſe herbeigeführt, und daraus erklärt ſich natur⸗ 
gemäß die furchtbare Verbitterung, die im Volke 
berrſcht und die befürchten läßt, daß früher oder 
ſpäter etwas paſſirt, was auch ich nicht für geſetz⸗ 
lich halte! (Bewegung.) Das Geſetz erlaubt aus- 
drücklich „Wahlverſammlungen“, wenn es wirkliche 
Wahlverſammlungen find und ſie nicht mißbraucht 


Als ein Symptom derſelben iſt ſchon 


Wenn ſich Jemand ärgert, ſo ſagt 
Mann, ſprechen Sie ſich aus; 


Hier wird aber das Gegentheil zwangs⸗ 


werden; aber ſeit Erlaß des Sszialiſtengeſetzes iſt 


es uns faſt nirgends in Deutſchland möglich gewe⸗ 
ſen, eine ſolche Wahlverſammlung abzuhalten; die 
Polizei verbietet fie oder löſt fie auf aus den nich⸗ 


tigſten Gründen. Ich ſelbſt habe nach jeder Seſ⸗ 
fion es für meine Pflicht zehalten, meinen Wählern 
über meine Thätigkeit im Reichstage Bericht zu er⸗ 
ſtatten. Das letzte Mal wurde mir, dem Vertreter 
von Altſtadt⸗Dresden, dies nicht erlaubt, weil zu 
befürchten ſei, daß ich dieſe Gelegenheit benutzen 
würde, um gegen das Sszialiſtengeſetz zu ſprechen. 
Dieſes Gefühl der Unterdrückung muß eines Tages 
zum offenen Ausbruch kommen und den Schaden 
davon werden Sie haben. Wer nicht hören will, 
muß fühlen! 

Die Debatte wird geſchloſſen und der Antrag 
Windthorſt abgelehnt 

Nachdem ein Vertagungsantrag angenommen, 
wird die heute Morgen ausgeſetzte Geſammtabſtim⸗ 
mung über den Geſetzentwurf betr. die Aufhebung 
des Flachszolles vorgenommen und das Geſetz defi⸗ 
nitiv genehmigt. 

Nächſte Sitzung: Montag 11 Uhr. 

Tagesordnung: Fortſetzung der zweiten Bera⸗ 
thung des Sozialiſtengeſetzes, Freundſchaftsvertrag 
mit Hawaii, Wuchergeſetz. 

Schluß 5 Uhr. 


Deutſchland. 

Berlin, 18. April. Der vom Bundesrath 
beſchloſſene Geſetzentwurf betreffend die Anzeigepflicht 
von Unfällen in Fabriken wird vorausſichtlich dem 
Reichstage gar nicht mehr vorgelegt werden. Ob⸗ 
gleich der Geſetzentwurf dem Bundesrath von dem 
Generalſtellvertreter des Reichskanzlers vorgelegt und 
in dieſem mit Zuſtimmung der preußiſchen Stim- 
men beſchloſſen worden iſt, hat der Reichskanzler 
denſelben beanſtandet. Wie es jetzt heißt, wird der 
Reichskanzler eine Abänderung des Entwurfs dahin 
befürworten, daß die Ausführung des Geſetzes in 
den einzelnen Bundesſtaaten von einer ausdrücklichen 
Anordnung der Landesregierungen abhängig gemacht, 
alſo in das Belieben der Regierungen geſtellt wird. 
Bei der Stellung des Reichskanzlers zu dieſer Frage 
würde das Geſetz in Preußen nicht in Kraft geſetzt 
werden. Da es zweifellos iſt, daß der Reichstag 
ſolcher Klauſel, welche das Geſetz illuſoriſch machen 
würde, nicht zuſtimmen wird, ſo dürfte der Bun⸗ 
desrath, wie man hört, die Sache auf ſich beruhen 
laſſen. 
— Nach einer Depeſche aus St. Petersburg 

iſt der Zuſtand des Staatskanzlers Fürſten Gort⸗ 
ſchakoff hoffnungslos. Im Falle ſeines Ablebens 
ſoll der Kanzlerpoſten geraume Zeit unbeſetzt blei⸗ 
ben, da Graf Walujeff, der einzige dem Czaren 
genehme Kandidat, ſchon jetzt beſtimmt abgelehnt 
haben ſoll, mit dieſem Poſten betraut zu werden. 
Herr von Giers dürfte das auswärtige Amt einfach 
als Miniſter weiterführen. Wie verlautet, wird 
Fürſt Dondukoff⸗Korſakoff von den Altruſſen als 
der Nachfolger des Fürſten Gortſchakoff lebhaft ge⸗ 


man dem „D. M.⸗Bl.“ aus dem 
Elſaß ſchreibt, wird der Statthalter General v. Man⸗ 
teuffel ſich noch im Laufe dieſer Woche zu einer 
mehrwöchentlichen Kur nach Karlsbad begeben. 
Intereſſant ift die Mittheilung, daß in Anbetracht 
der hohen Verdienſte des Statthalters unter den 
Mitgliedern des elſäſſiſchen Landesausſchuſſes der 
Antrag zirkulirte, eine Erhöhung der Dotirung 
Manteuffels um 100,000 Mark vorzunehmen. Man 
hat im Landesausſchuß von der Stellung eines 
ſolchen Antrages Abſtand genommen, weil man ſich 
überzeugte, daß auf eine Zuſtimmung hierzu ſeitens 
des Statthalters nicht zu rechnen ſei. Freiherr 
v. Manteuffel bezieht jetzt 215,000 Mark Gehalt 
als Repräſentationskoſten und bewohnt eine einge⸗ 
richtete Dienſt⸗Wohnung. 


Provinzielles. 

Stettin, den 19. April. Geſtern fand im 
Wolff'ſchen Saale die erſte diesjährige Vorſtands⸗ 
fisung des V. Bezirks des deutſchen Kriegerbundes 
ſtatt und hatten zu derſelben 21 Vereine Delegirte 
entſandt, außerdem hatten ſich die Mitglieder des 
hieſigen patriotiſchen Kriegervereins ſehr zahlreich 
eingefunden. Vertreten waren die Vereine von 
Züllchow, Stargard, Wollin, Neumark, Finken⸗ 
walde J. und II., Misdroy Bergland, Wilhelme⸗ 
felde, Bahn, Alt⸗Damm, Löcknitz, Grabow, Gartz 


Die Sitzung wurde von dem Vorſitzenden des 


Dem von Herrn Opitz 


gewiß, wenn Du mich nur damit betrauen wollteſt!“ 
dern, jo daß z. 3. 76 Vereine mit circa 7000] — „Nun gut! 
Mitgliedern dem Bezirke angehören. 
vorigen Jahres wurden im V. Bezirk in 15 Fällen] Deines phyſiognomiſchen Scharfblicks, und welches 


Im Lauſe des bureau! 


Gehe Du morgen ins Geſinde⸗ 
Bewaffne Dich mit allen Hülfsmitteln 


Unterſtützungen in Geſammthöhe von 391 Mark] Mädchen Du mir auch empfiehlſt, es ſoll mir recht 


gewährt. — Bei der Wahl eines Abgeordneten 
zum Delegirtentage in Kaſſel wird Herr Divi- 
fions-Pfarrer Gehrke in Vorſchlag gebracht, der⸗ 
ſelbe muß jedoch mit Rückſicht auf ſeine Amts- 
thätigkeit ablenen, und wird Herr Pr. Blaſendorf⸗ 
Ppritz zum Abgeordneten und Herr Krauſe⸗Bredow 
zu deſſen Stellvertreter gewählt. Anträge, welche 
von dem Abgeordneten beim Delegirtentage geſtellt 
werden ſollen, müſſen von den Vereinen bis zum 
9. Mai beim Bezirksvorſtand eingereicht werden. 
Das diesjährige Bezirksfeſt wird auf den 20. Juni 
feſtgeſetzt und wird daſſelbe in Pölitz gefeiert 
werden. — Die übrigen Gegenſtände der Tages- 
ordnung betrafen nur innere Bezirks⸗Angelegenheiten 
und haben für das größere Publikum kein Intereſſe. 
Zum Schluß brachte Herr Kreisrichter Koch aus 
Bahn dem Kommandanten und Vorſitzenden des 
V. Bezirks, Herrn Steuerinſpektor Cuno, ein Hoch, 
dieſer dankte und ſchloß die Sitzung mit einem 
Hoch auf Se. Majeſtät den Kaiſer, in welches 
von den Kamerden mit Begeiſterung eingeſtimmt 
wurde, während die Kapelle des patriotiſchen Krie⸗ 
ger⸗Vereins „Heil dir im Siegerkraaz“ intonirte. 
Nach der Sitzung folgte ein gemeinſchaftliches Mit- 
tageſſen. 

— Der Handelsmann Hartung aus dem Haag 
bereiſt die Provinz Pommern mit Leinen - und Baum⸗ 
wollenwaaren und hatte die unverehelichte Marie 
Borrwitz und die unverehel. Hulda A ſch bach 
als Hauſirmädchen angenommen; dieſelben boten in 
der Umgegend von Damm die Waaren aus, doch 
ſcheint ihnen das Umherziehen nicht lange behagt 
zu haben, denn am 4. März nahmen ſie das für 
Waaren empfangene Geld, löſten Fahrbillette nach 
Berlin und dampften davon, während fie die Waa⸗ 
ren einem Gepäckträger übergaben. Sie hatten ſich 
deshalb in der heutigen Sitzung der Strafkammer 
des Liefigen Landgerichts wegen Unterſchlagung zu 
verantworten und wurde Jede mit einer Woche Ge⸗ 
fängniß beſtraft. 

Die nächſte Verhandlung gegen die unverehel. 
Emma Ottilte Nolte wurde mit Ausſchluß der 
Oeffentlichkeit geführt. Die Angeklagte, ein unter 
Sittenkontrolle ſtehendes Frauenzimmer, wird be⸗ 
ſchuldigt, am 12. November einem Schiffer 50 M. 
geſtohlen zu haben und wird deshalb zu 1 Jahr 
Zuchthaus, 2 Jahr Ehrverluſt und Zuläſſigkeit der 
Polizeiaufſicht verurtheilt. 

Der Knecht Carl Friedr. Wilhelm Lewe⸗ 
renz aus Caſekow iſt geſtändig, im November, 
als er in Wilhelmshof bei dem Bauerhofsbeſitzer 
Berndt in Dienſt war, einem andern Knecht aus 
verſchloſſener Lade, die er mittelſt Nachſchlüſſel ge⸗ 
öffnet hatte, zu zwei verſchiedenen Malen Geld ge- 
ſtohlen zu haben. Er wird deshalb mit 6 Mon. 
Gefängniß beſtraft. 

Der Arbeitsburſche Robert Friedrich Wilhelm 
Haak aus Züllchow ſchlich in der Nacht vom 14. 
zum 15. März d. Js. in das Haus Krautmarkt 
Nr. 9— 10, erbrach die Kellerſchlöſſer und entwen⸗ 
dete aus einem Keller verſchiedene Naturalien, welche 
er am nächſten Tage mit ſeinem Freunde, dem be⸗ 
reits oft vorbeſtraften Arbeitsburſchen Karl Friedrich 
Wilhelm Beier, zu verkaufen ſuchte. Deshalb 
war Haak wegen ſchweren Diebſtahls, Beier wegen 
Hehlerei angeklagt und wurde Erſterer zu 4 Mo- 
naten Gefängniß und 1 Jahr Ehrverluſt verurtheilt, 
Beier dagegen freigeſprochen. 

Cöslin, 17. April. Ein Waldbrand, durch 
welchen unſerem ſtädtiſchen Forſtbeſtande ein beträcht- 
licher Verluſt zugefügt wurde, kam heute gegen Mit- 
tag, und zwar am Meyringer Wege, wo das ſtäd⸗ 
tiſche Forſigebiet und das von Meyringen zuſam⸗ 
mengrenzen, zum Ausbruch. Das Feuer, welches 
nach vier- bis fünfſtündiger Arbeit der beiden Feuer⸗ 
wehren und dreier Kompagnien des hieſigen Ba⸗ 
taillons gedämpft wurde, hat ungefähr 50 Morgen 
Schonung älteren Jahrgangs zerſtört. Bereits vor⸗ 
geftern kam ungefähr an derſelben Stelle Feuer 
aus, es gelang jedoch Herrn Förſter Schröder und 
ſeinen Gehülfen, den Brand, der drei Morgen zum 
Opfer forderte, zu erſticken. Die Schuld an dieſem 
Brande ſollen Reſerviſten tragen, welche vorgeſtern 
zur Kontrolle in der Stadt waren und wahrſchein⸗ 
lich einen noch brennenden Glimmſtengel in das 
trockene Kraut geworfen haben. 


Vermiſchtes. 

— Phyſiognomiſche Studien.) Die kleine 
Hiſtoriette, die wir unſern Leſern erzählen wollen, 
iR unmittelbar aus der Wirklichkeit geſchöpft 
Ort der Handlung: die Häuslichkeit eines jungen 
Ehepaars, das noch mitten in den Entzückungen 
der Honigmonate ſchwebt. Der heitere Himmel der 
Flitterwochen ſpannt ſich über ihrem jungen Heim 
aus und nur eine einzige Wolke trübt den behag⸗ 
lichen Ausblick: Es iſt die alte, ewig neue Plage 
der untauglichen Domeſtiken! Trotz aller Anſtren⸗ 
gungen will es unſerm Ehepaar nicht glücken, ein 
tüchtiges und geſittetes Mädchen zu finden, und wie 
in einem Taubenſchlag fliegen in der bedauerlichen 
Hauswirthſchaft die Dienſtboten ein und aus. „Aber 
ich begreife Dich auch gar nicht!“ jagt der Ehe ⸗ 
mann endlich zu der jungen Gattin. „Wie Du 
nur ſolche Dienſtmädchen jemals haſt miethen kön⸗ 
nen!“ — „Ja, woher ſollte ich wiſſen?“ 
„O, an den Geſichtern konnteſt Du dem einen die 
Unbeſcheidenheit, dem andern die Trägheit, dem drit⸗ 
ten die Beſchränktheit ableſen 
einigermaßen wenigſtens die phyſtognomiſche Urtheils- 
gabe zu Hülfe nehmen!“ — 


fen: 
mann am andern Tage pünktlich im Geſindeburegu 
ein. 
melten Haus⸗ und Küchenfeen: meiſt prahleriſch 
aufgeputzte Mädchen mit wenig vertrauenerwecken⸗ 
den, ziemlich dreiſten Geſichtern. Kei? einziges be⸗ 
hagte dem behutſamen Phyſiognomiker. 
lich ſiel ſein Blick auf eine beſcheiden gekleidete, 
ſchüchtern ausſehende Perſon im Hintergrund des 
Zimmers. 


! Man muß doch da dung bedroht. 


„und Du würdeſt wird berichtet, 
mir mit Hülfe der Phyſiognomik ein andauere; 
„O! des Nothſtandes getroffen. 


Und in der That ſtellte ſich unſer Ehe⸗ 


Prüfend ſchweift ſein Blick über die verſam⸗ 


Aber end⸗ 


„Die iſt's!“ ſagte ſich der Suchend⸗ 
und ſchnell entſchloſſen trat er an ſie heran: „Ihr 
Name!“ — „Mein Name?“ — „Nun ja, Sie 
gefallen mir, ich möchte Sie in Dienſt nehmen.“ 
— „Ah Pardon“, lautete die Antwort, „Das ift 
ein Irrthum: Ich ſuche hier ſelbſt ein Dienſtmädchen 
für meine Häuslichkeit!“ .. Von Stund an 
hat unſer Ehemann zur Phyſiognomik jegliches 
Vertrauen verloren! 


Literariſches. 

Wir haben bereits wiederholt auf die „Ger⸗ 
mania“ von Johannes Scherr aufmerkſam ge⸗ 
macht. Dieſelbe hat einen Erfolg erlangt, wie ein 
ſolcher ſo raſch und umfaſſend in Deutſchland und 
über die Grenzen Deutſchlands hinaus ähnlichen 
Unternehmungen bisher noch nie zu Theil geworden. 
Allgemein iſt anerkannt und ausgeſprochen worden, 
von S iten der berufenen Kritik wie von Seiten 
der öffentlichen Meinung, daß die „Germania“ ihre 
Aufgabe und Abſicht, das Daſein unſeres Volkes, 
das Fühlen, Denken und Thun deutſcher Nation, 
wie es ſich in allen ihren Schichten und Berufs- 
klaſſen binnen zwei Jahrtauſenden entfaltet hat, 
ſcharf und beſtimmt, klar und anſchaulich vorzufüh⸗ 
ren, gelöſt und erreicht hat. 

Jetzt erſcheint nun eine dritte vom Verfaſſer 
neu durchgeſehene Auflage zu dem höchſt billigen 
Preiſe von 40 Pf. für das Heſt. Wir machen 
unſere geehrten Leſer auf dieſe neue Ausgabe von 
Spemann in Stuttgart beſonders aufmerfjam. Im 
Ganzen werden es 40 Hefte. [55] 


Telegraphiſche Depefchen. 

Wien, 18. April. Mehrere Londoner Be- 
richte ſignaliſiren auf das Beſtimmteſte die Premier⸗ 
ſchaft Gladſtone's und knüpfen hieran trübe Ver⸗ 
muthungen. Ein Korreſpondent der „N. Fr. Pr.“ 
erfährt von einer Gladſtone naheſtehenden Seite, 
Gladſtone wolle die Vereinigung aller Nationalitäten 
auf der Balkan-Halbinſel in einen Staatenbund, 
mit Ausſchluß Oeſterreichs. 

Paris, 17. April. Fürſt Hohenlohe hat heute 
Nachmittag dem Präſidenten Grevy ſeinen Abſchieds⸗ 
beſuch gemacht. Herr v. Radowitz wird Kreditive 
überreichen, durch welche er offiziell und formell als 
Ministre Plénipotentiaire in außerordentlicher 
Miſſion für die Zeit der Abweſenheit des Fürſten 
Hohenlohe beglaubigt wird. Dieſer Modus der 
Vertretung iſt gewählt worden, einmal um de 
Würde und den Beziehungen zwiſchen großen Län⸗ 
dern zu entſprechen und dann, weil nach dem hier 
herrſchenden Uſus ein einfacher Geſchäftsträͤger für 
den Verkehr mit den Ministern nicht die gleiche 
Leichtigkeit des Zutritts finden, ſondern den übrigen 
bevollmächtigten Miniſtern hierin nachſtehen würde. 
Gleichzeitig iſt die gewählte Form auch für die ge⸗ 
ſellſchaftliche Stellung des Vertreters Deutſchlands 
eine vortheilhaftere. Dieſe praktiſchen Erwägungen, 
verbunden mit dem Wunſche kourtoiſtevollſter Rück⸗ 
ſichtnahme auf Frankreich, haben die deutſche Regie 
rung zur Akkredittrung des Herrn v. Radowitz in 
der obigen Weiſe bewogen. 

Paris, 18. April. Herr v. Radowitz wird 
dem Präfidenten Grevy morgen Mittag ſeine Akkre⸗ 
ditive überreichen. 

Paris, 18. April. Das „Journal offiziel 
meldet die Ernennung des bisherigen Geſandten in 
Brüſſel Graf Duchatel zum Botſchafter in Wien 
und die Ernennung John Lemoine's zum Geſandten 
in Brüſſel. 

Rom, 18. April. In der geſtrigen Sitzung 
der Deputirtenkammer machte in Folge der bezüg⸗ 
lichen Anfrage des Deputirten Damiani der Mi⸗ 
nifterpräfident Cairoli Mittheilung über die Schritte 
der italieniſchen Regierung bei dem Wiener Kabi 
net, um den Grund der Ausweiſung des Depu- 
tirten Cavalloti's aus Trieſt zu erfahren. De 
öſterreichiſche Miniſter des Auswärtigen, Barorn 
Haymerle, welcher keine Kenntniß von dem Vorfall 
hatte, habe ſich auf die Vorſtellung der italieniſchen 
Regierung ſofort telegraphiſch um Auskunft nach 
Trieſt gewendet und von dort die Antwort erhalten, 
daß die Ausweiſung Cavalloti's von der Pollzei an- 
geordnet worden wäre, weil dieſelbe aus Anlaß der 
Anweſenheit Cavallott's Ruheſtörungen befürchtete. 
Baron Haymerle habe darauf den Ausweiſungsbe fehl 
ſofort widerrufen, indeß jet Cavalloti bereits abg 
reift geweſen. Der Deputirte Damiant erklärte ſich 
durch dieſe Auskunft zufriedengeſtellt. 

Madrid, 18. Ayril. Der „Diario“ bringt 
eine Mittheilung über eln angebliches Geftänpniß,. 
welches Otero vor ſeiner Hinrichtung dem Herzoge 
von Sexto abgelegt haben fell. Hiernach hät 
Otero von einer geheimen Geſellſchaft in dae N 
deren Mitglieder ihm ſelbſt unbekannt geweſen 
wären, den Auftrag erhalten, den König zu tödten. 
Geld und Waffen ſeien ihm zu dieſem Zwecke ge⸗ 
liefert worden, und habe man ihn, falls er die 
paſſende Gelegenheit vorübergehen ließe, mit Ermor- 


— 


Konſtantinopel, 17. April. Aus Armenie 
daß die Hungersnoth daſelbſt noch 
die Pforte hat Maßregeln zur Milderung 


